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Beschlussvorschlag: 
1. Die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Gebiet am Forellenweg“ wird 

beschlossen. 
Ziel: Reduzierung der öffentlichen Verkehrsfläche bei Sicherung der baurechtlichen 
Voraussetzungen für die Nutzung der Grundstücke am Forellenweg als reines bzw. allgemeines 
Wohngebiet. 
Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplans wird gegenüber der rechtskräftigen 
Fassung nicht verändert, so dass die 3. Änderung des B-Plans die derzeit rechtswirksame  
2. Änderung des Bebauungsplans „Gebiet am Forellenweg“ ersetzt. 

2. Es wird das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB angewendet. Von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB wird abgesehen. 

3. Der Entwurf der 3. Änderung des B – Planes „Gebiet am Forellenweg“, in der Fassung vom 
05.09.2016, bestehend aus der Planzeichnung – Teil A -, den textlichen Festsetzungen – Teil B 
– und der beigefügten Begründung – Teil C, wird gebilligt. 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Offenlage nach den Bestimmungen von § 13 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 BauGB durchzuführen. 

 
 
 
Gerhard Lemm 
Oberbürgermeister 



Begründung: 
Auf Grund verschiedener Anregungen, Hinweise und Widersprüche der Grundstückseigentümer im 
hinteren Drittel des Forellenweges im Bereich angrenzend an den Forellenwald in der Phase der 
Ausführungsplanung, hat die Stadt Radeberg geprüft, ob es Möglichkeiten gibt, die momentan 
schon im absoluten Mindestmaß geplante öffentliche Verkehrsfläche noch weiter zu reduzieren und 
trotzdem die baurechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung aller Grundstücke angrenzend des 
Forellenweges als reines bzw. allgemeines Wohngebiet zu sichern. 
 
 
 
Anlage/n 
 
Deckblatt 
Planzeichnung - Teil A 
Textteil - Teil B 
Begründung - Teil C 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: Kurze Darstellung der einmaligen Beschaffungs- / Herstellungskosten, der 

jährl. Folgekosten / -lasten und der objektbezogenen Einnahmen: 

  

Veranschlagung:  

Ergebnishaushalt:   

Finanzhaushalt:   

Haushaltsstelle: 

 

 
 
 

Beteiligte Ämter Ergebnis Datum Handzeichen/Name 

Bauamt Zustimmung 07.09.2016 Schellhorn, Uta 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

STADT RADEBERG 
BEBAUUNGSPLAN „GEBIET AM FORELLENWEG“ 

3. ÄNDERUNG 
ENTWURF 



 
STADT RADEBERG 
 
 

BEBAUUNGSPLAN „GEBIET AM 
FORELLENWEG“, 3. ÄNDERUNG 
ENTWURF 
 
 
 
 
Planungsträger: Stadt Radeberg  
   Markt 17/19 
   01454 Radeberg 
 
 
Planverfasser:  Planungsbüro Schubert 
   Architektur & Freiraum 
   Friedhofstraße 2 
   01454 Radeberg 

Tel. 03528/4196 0  
Fax 03528/4196 29 
Internet: www.pb-schubert.de 
E-Mail: info@pb-schubert.de 

 
 
Radeberg, den 05. September 2016  
 
Hinweis: Änderungen gegenüber der rechtskräftigen Fassung des B-Plans sind unterlegt und 
kursiv dargestellt 

 
 
 
 
 
INHALT 
 
 
Planzeichnung    Teil A – Rechtsplan M 1:500 
 
Textliche Festsetzungen   Teil B 
 
Begründung    Teil C 
 





Bebauungsplan „Gebiet am Forellenweg“, 3. Änderung 
Teil B: Textliche Festsetzungen  Entwurf i.d.F. vom 05.09.2016 

PLANUNGSBÜRO SCHUBERT – ARCHITEKTUR & FREIRAUM - Friedhofstraße 2 - 01454 Radeberg Seite 1 

STADT RADEBERG 
 
BEBAUUNGSPLAN „GEBIET AM 
FORELLENWEG“, 3. ÄNDERUNG 
 
ENTWURF 
 
 
TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
RECHTSGRUNDLAGEN 

 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 118 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) 
m.W.v. 24.10.2015 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 
132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) m.W.v. 
20.09.2013 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und der Darstellung des Planinhaltes (PlanzV 90) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. 
Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) m.W.v. 30.07.2011 
 
Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 28. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 200), letzte 
Änderung durch das Gesetz vom 16. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 670) 
 

 
 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 
 

1 BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1, 1a und 2 BauGB sowie BauNVO) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§3, 4 und 11 BauNVO) 

 
Reines Wohngebiet, § 3 BauNVO laut Planeintrag 
Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 BauNVO sind für Grundstücke, deren verkehrliche Erschlie-
ßung über den Forellenweg erfolgt, nicht zulässig. 
 
Allgemeines Wohngebiet, §4 BauNVO laut Planeintrag 
(südlicher Teil des Plangebietes, Erschließung über Langebrücker Straße) 
Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig. 
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1.2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§16, 17, 19 und 20 BauNVO) 
 
Grundflächenzahl (GRZ)  = 0,3 als Obergrenze 
Geschossflächenzahl (GFZ) = 0,3 als Obergrenze im WA und WR 
     
Im Reinen und Allgemeinen Wohngebiet darf die maximal zulässige Grundflächenzahl durch 
die Grundflächen der Nebenanlagen, Stellplätze, Zufahrten und Wege nicht überschritten 
werden (§ 19 Abs. 4 BauNVO). 

1.3 Zahl der Vollgeschosse 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §20 BauNVO) 
 
Geschossigkeit:  maximal 1 Vollgeschoss im WA und WR 

1.4 Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
 
Offene Bauweise, es sind nur Einzelhäuser zulässig. 

1.5 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen festge-
setzt.  
 

Ein Vortreten über die Baugrenzen mit untergeordneten Gebäudeteilen wie Gesimse, Dach-
vorsprünge, Treppen, Erker und Balkone bis max. 1,0 m ist zulässig. 
 

Nebenanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

Offene Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig, wenn 
sie als wasserdurchlässige  Flächen ausgebildet werden. 

1.6 Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB) 
 
Hauptfirstrichtungen entsprechend den Pfeilen im Lageplan, Winkel sind zulässig. 

1.7 Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Laut Planeintrag wird die Zahl der Wohnungen auf maximal zwei Wohnungen je Wohnge-
bäude begrenzt.  

1.8 Höhe und Höhenlage baulicher Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §18 Abs.1 BauNVO) 
 
Für das Reine und Allgemeine Wohngebiet wird festgesetzt: 
 

Sockelhöhe: im Mittel (Mittelwert der Eckhöhen des Gebäudes) max. 1,00 m von der OK 
des angrenzenden natürlichen Geländes bis zur OK Fertigfußboden Erdgeschoss. 
 

Traufhöhe: im Mittel (Mittelwert der Eckhöhen de Gebäudes) max. 4,50 m von der OK des 
angrenzenden natürlichen Geländes bis zum Schnittpunkt der Außenfläche der Außenwand 
mit der Dachaußenhaut. 
 

Firsthöhe: im Mittel (Mittelwert der Eckhöhen des Gebäudes) max. 9,50 m von der OK 
des angrenzenden natürlichen Geländes bis zum Dachfirst. 
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1.9 Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
Der Forellenweg ist als Anliegerweg mit einer Breite von 3,0 m als verkehrsberuhigte Zone 
auszubilden. Der Anliegerweg ist mit einer Wendeanlage gemäß RASt 06 am westlichen 
Ende abzuschließen. Außerdem sind zwei Ausweichstellen von je 2 m Breite und 6 m Länge 
anzulegen (Lage laut Planeintrag), die gleichzeitig Bestandteil der Bewegungsfläche für die 
Feuerwehr sind. 

1.10 Flächen für Versorgungsanlagen, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung 
und Ablagerungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 
 
Auf der in der Planzeichnung gekennzeichneten Fläche ist gemäß ihrer Zweckbestimmung 
die Abfallsammlung zulässig. 

1.11 öffentliche und private Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 
Innerhalb der laut Planzeichnung festgesetzten öffentlichen Grünflächen, Zweckbestimmung 
Parkanlage, ist die Anlage von Fußwegen zulässig.  

1.12 Wasserflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) 
 
Verrohrungen / Überbauungen des Grundmühlenbaches sind unzulässig.  

1.13 Vorkehrungen an baulichen Anlagen zum Schutz gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen im Sinne des BImSchG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
In den in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen sind die schutzbedürftigen Räume 
und die Außenwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Sitzecken) auf der von der Langebrücker 
Straße abgewandten Gebäudeseite anzuordnen.  
 
Ist dies nicht möglich, sind Schallschutzfenster für schutzbedürftige Räume und schallge-
dämmte Belüftungseinrichtungen für Räume, die zum Schlafen genutzt werden (i.d.R. 
Schlaf- und Kinderzimmer) auf den straßenzugewandten (Lärmpegelbereich III entspre-
chend DIN 4109) und senkrecht zur Straße stehenden Fassaden (Lärmpegelbereich II ent-
sprechend DIN 4109) anzuordnen. 
 

1.14 Unzulässigkeit von Nutzungen oder Anlagen bis zum Eintritt bestimmter Um-
stände  
(§ 9 Abs. 2 Nr.2 BauGB) 
 
Auf der innerhalb des 40 m – Waldabstandes gekennzeichneten Fläche der Flst. 240/8, 
240k, 240l, 240m, 674/1 und 674/2 Gemarkung Liegau-Augustusbad ist die Errichtung von 
Gebäuden und baulichen Anlagen mit Feuerstätte sowie die Umnutzung von bestehenden 
Gebäuden erst nach erfolgter Waldumwandlung des angrenzenden Waldbestandes auf Flst. 
240/7 Gemarkung Liegau-Augustusbad zulässig. 
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2 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 89 SächsBO) 

2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO) 

2.1.1 Dachformen und Dachneigungen 
Hauptgebäude sind nur mit Satteldach mit einer Dachneigung zwischen 30° und 45° zulässig.  
Dachgauben und Dacheinschnitte sind insgesamt nur bis max. 1/3 der Gebäudelänge zulässig. 
 
Nebengebäude, Carports und Garagen sind auch mit Flachdach zulässig. 
 
Im Ausnahmefall sind für Hauptgebäude Dachneigungen unter 30 °unter der Bedingung zuläs-
sig, dass das Dach vollständig begrünt und die Dachbegrünung auf Dauer erhalten wird. 

2.1.2 Dachdeckung 
Die Dachdeckung der Hauptgebäude hat in kleinformatigem Material (Ziegel, Betondach-
steine) zu erfolgen. Im Ausnahmefall nach 2.1.1 ist das Dach vollständig zu begrünen. 
 
Stark reflektierende Dacheindeckungen sind unzulässig. 

2.1.3 Fassaden 
Die Außenhaut ist nur aus Putz in getönter Farbgebung oder Holz zulässig. Nebengebäude 
sind dem Erscheinungsbild der Hauptgebäude anzupassen.  

2.2 Grundstücksgestaltung 
(§ 89 Abs. 1 Nr. 4 SächsBO) 

2.2.1 Grundstückseinfriedungen 
Grundstückseinfriedungen dürfen max. 1,50 m hoch sein. Mauern und Sockel sind nicht zu-
lässig. Einfriedungen, Hecken und sonstige Bauteile von Garagen, Carports, Nebenanlagen 
und baulichen Anlagen entlang des Forellenweges im Bereich der Flurstücke 674/2, 240/10, 
631, 240/8, 619a und 240g Gemarkung Liegau-Augustusbad müssen einen Abstand von 
mindestens 0,50 m zur Verkehrsfläche und zum Fahr- und Leitungsrecht zum Zweck der 
Nutzung des Forellenweges als Feuerwehrzufahrt aufweisen.  
 
Innerhalb der in der Planzeichnung dargestellten Sichtdreiecke und Bewegungsflächen für 
die Feuerwehr sind Einfriedungen unzulässig. Zur Freihaltung der Sichtdreiecke darf die Hö-
he des Bewuchses innerhalb der Sichtdreiecke nicht höher als 80 cm sein.  
 

2.2.2 Flächenversiegelung 
Die Wege, Zufahrten und Stellplätze auf den Grundstücken sind wasserdurchlässig herzustel-
len. 

2.2.3 Nebenanlagen 
Eine oberirdische Aufstellung von Flüssiggas- und Öltanks im Freien ist nicht zulässig.  
 
Abfallbehälterstandplätze sind auf den Grundstücken, vom öffentlichen Verkehrsraum nicht 
sehbar, einzuordnen. 

2.2.4 Aufschüttungen und Abgrabungen 
Aufschüttungen und Abgrabungen über 0,80 m Höhe sind unzulässig. 
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3 GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 
(§9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 und Abs. 1a BauGB) 

3.1 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 
Die auf Grund der festgesetzten GRZ verbleibenden nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen sind gärtnerisch anzulegen. Der vorhandene Gehölzbestand ist, soweit er der Gehölz-
schutzsatzung unterliegt, zu erhalten. 

3.2 Oberboden 
Der belebte Oberboden ist vor Beginn der Baumaßnahmen entsprechend der gültigen DIN 
abzuheben und im nutzbaren Zustand zu erhalten, vor Ort wieder einzubauen oder einer 
sinnvollen Nutzung zuzuführen. 

3.3 Niederschlagswasser 
Das Niederschlagswasser hat auf den Baugrundstücken zu verbleiben und ist dort zu besei-
tigen bzw. durch Anlieger des Grundmühlenbaches in die Vorflut abzuleiten. 

3.4 Pflanzgebot 
(§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 
Entsprechend Planeintrag sind standortgerechte Laubbäume (Hochstamm) gemäß der 
Pflanzenauswahlliste zu pflanzen und auf Dauer zu unterhalten. Abweichungen der zu pflan-
zenden Bäume von den durch Planzeichen festgesetzten Standorten sind auf Grund gestal-
terischer und funktioneller Erfordernisse zulässig. Bei Ausfall von Pflanzungen ist entspre-
chender Ersatz zu leisten. Die Anzahl ist bindend. Es sind 3 Hochstämme mit StU 18-20 cm 
sowie 3 Hochstämme mit StU 20-25 cm zu pflanzen. 

3.5 Externe Kompensationsfläche 
Zur Kompensation der im Plangebiet nicht ausgleichbaren Eingriffe in den Naturhaushalt 
wird die Anpflanzung von 50 Einzelbäumen in der Ortslage Liegau-Augustusbad festgesetzt, 
davon 38 Bäume zur Lückenbepflanzung / Ergänzung der Allee an der Langebrücker Straße 
(Flst. 260); 10 Bäume am Fußweg zwischen Badstraße und Grundmühlenweg (Flst. 238a) 
sowie 2 Bäume am Siedlerplatz (Flst. 617/6). Es sind Hochstämme 3 x v. mit Ballen, Stu 12-
14 cm gemäß der Pflanzenauswahlliste zu pflanzen. Bei den Baumstandorten handelt sich 
um von der Gemeinde bereitgestellte Flächen in öffentlichem Eigentum.  

3.6 Zeitpunkt der Durchführung der Kompensationsmaßnahmen 
Die Pflanzmaßnahmen sind in der ersten Vegetationsperiode nach Baubeginn durchzufüh-
ren. Bei einer abschnittsweisen Realisierung der Bauvorhaben ist jeweils der anteilige Kom-
pensationsbedarf zu ermitteln und umzusetzen. 
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4 HINWEISE 

4.1 Gehölzschutzsatzung 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans unterliegen die Bäume und andere wertvolle Ge-
hölze, einschließlich ihres Wurzelbereiches der Gehölzschutzsatzung der Stadt Radeberg.  
§ 1 Abs. 2 der Gehölzschutzsatzung ist auf das Plangebiet anzuwenden. Für das Beseitigen 
von geschützten Gehölzen zur Schaffung von Baufreiheit ist eine Ausnahmegenehmigung 
erforderlich. Die Ausnahmegenehmigung erteilt die Stadt Radeberg. 

4.2 Kuhteich 
An der östlichen Seite des Kuhteichs befindet sich eine beschilderte Löschwasserentnahme-
stelle. Die wasserrechtliche Erlaubnis für die Einleitung von Oberflächenwasser und die 
wasserrechtliche Genehmigung für die Errichtung der Einleitstelle sind bei der Unteren Was-
serbehörde zu beantragen. Die Errichtung von Öltanks ist anzeigepflichtig. 

4.3 Grundmühlenbach 
Überfahrten bedürfen einer wasserrechtlichen Genehmigung.  
Hinsichtlich der Gewässerrandstreifen am Grundmühlenbach ist § 50 Abs. 2 und 3 
SächsWG zu beachten. Die an die Böschungsoberkante landseits angrenzenden Flächen 
sind in einer Breite von 5 m von jeglicher Bebauung freizuhalten. 

4.4 Bodenfunde 
Das Planungsgebiet hat archäologische Relevanz, insofern greift § 14 SächsDSchG. Vor 
Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten müssen durch 
das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Gra-
bungen durchgeführt werden. Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugra-
ben und zu dokumentieren. 

4.5 Schädliche Bodenverunreinigungen 
Sollten schädliche Bodenverunreinigungen bekannt oder verursacht werden, ist das LRA 
Kamenz, Umweltamt, SG Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde, unverzüglich zu unter-
richten. Dies ergibt sich aus § 10 Abs. 2 SächsABG. Verpflichtete in diesem Sinne sind ge-
mäß § 4 Abs. 3 BBodSchG der Verursacher, dessen Rechtsnachfolger, der Grundstücksei-
gentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück. 

4.6 Gasleitungen 
Im Plangebiet ist ein Leitungsbestand an Gasleitungen vorhanden. Diese sind während der 
Baumaßnahmen nach den anerkannten Regeln der Technik zu sichern. Eine Überbauung ist 
unzulässig. Baumpflanzungen müssen einen Mindestabstand von 2,5 m zur Gasleitung auf-
weisen. 

4.7 Waldumwandlung 
Auf dem Flst. 240/7 befindet sich gegenwärtig Wald im Sinne des § 2 SächsWaldG. Es liegt 
eine Waldumwandlungserklärung für diese Flächen vor. Eine Bebauung der Flächen, die 
den Mindestabstand von 40 m zum gegenwärtig vorhandenen Wald unterschreiten, ist erst 
nach der genehmigten Umwandlung der Waldflächen möglich. Nach § 25 SächsWaldG kön-
nen Ausnahmen gestattet werden.  

4.8 Pflanzenauswahlliste  
Laubbäume: 
Hauptbaumarten:  
Trauben-Eiche, Stiel-Eiche, Hainbuche, Winter-Linde, Rot-Buche, Spitz-Ahorn 
Wesentliche Begleitbaumarten: Eberesche, Vogelkirsche, Birke, Aspe 

4.9 Grenz- und Vermessungsmarken 
Gemäß § 7 SächsVermG vom 12.05.2003 (SächsGVBl. S. 121) sind Grenz- und Vermes-
sungsmarken besonders geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert 
werden.  
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4.10 Leitungsbestand 
Im Planungsbereich befinden sich elektrotechnische Anlagen der ENSO Netz GmbH. Kabel 
dürfen nicht überbaut werden und müssen zugänglich bleiben. Oberirdische Anlagen sind 
vor Ort ersichtlich. Außer Betrieb befindliche Kabel sind als unter Spannung stehend zu be-
trachten und dürfen nicht beschädigt werden. 
 
Bei der Errichtung von Bauwerken sind folgende seitliche Mindestabstände zu unseren An-
lagen einzuhalten: 
- zu Kabeltrassen von Bauwerken:    0,5 m zur Achse äußeres Kabel 
- zu Kabeltrassen vom äußeren Rand der Baugrube:  1,0 m zur Achse äußeres Kabel 
- zu Niederspannungsfreileitungen (blank):   3,0 m zur Trassenachse 
- zu Niederspannungsfreileitungen (isoliert):   1,5 m zur Trassenachse 
- zu Mittelspannungsfreileitungen Holzmasten:   6,5 m zur Trassenachse 
- zu Mittelspannungsfreileitungen Betonmasten:  7,5 m zur Trassenachse 
- zu Mittelspannungsfreileitungen (isoliert):   1,5 m zur Trassenachse 
- zu Umspannstationen:     3,0 m nach allen Seiten 
  Ausnahme: USt bis 2,0 m Höhe:    2,5 m an öffnungslosen Seiten 
 
Können diese Abstände nicht eingehalten werden, ist zwingende Abstimmung mit der ENSO 
NETZ GmbH notwendig. Außerdem ist zu beachten, dass aus Sicherheitsgründen während 
der Bauzeit eine Annäherung an die Niederspannungsfreileitung unter 1,0 m bzw. an die Mit-
telspannungsfreileitung unter 3,0 m nicht zulässig ist. Dementsprechend sind zwangsläufig 
bereits größere Abstände als oben festgelegt bei der Bauplanung zu berücksichtigen. Im 
Kreuzungs- und Näherungsbereich mit Kabeln der ENSO NETZ GmbH ist nur Handschach-
tung gestattet. 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist entsprechend der beigefügten Bestandspläne trinkwas-
serseitig erschlossen. Eine Überbauung des Bestandes ist nicht zulässig. Es gelten die 
"Richtlinien zum Schutz der Wasserversorgungleitungen". 
 
Bei Baumpflanzungen ist ein Mindestabstand von 2,50 m zum Trinkwasserbestand einzuhal-
ten. 
 
Ansonsten gelten die Schutzstreifenbreiten gemäß den "Allgemeinen Forderungen des 
Wasserversorgungsunternehmens (WVU) bei Bebauungsplänen und dgl.". Bis DN 50 ist ei-
ne Breite von 2 m ausreichend. 
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1 ZIEL DER PLANÄNDERUNG, STÄDTEBAULICHES ERFORDERNIS 
Ziel der 3. Änderung des Bebauungsplans „Gebiet am Forellenweg“ ist, die öffentliche Verkehrsfläche 
zu reduzieren und trotzdem die baurechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Grundstücke als 
reines bzw. allgemeines Wohngebiet im Bereich des Forellenweges zu sichern. 
 

2 PLANUNGSGRUNDLAGEN 
Die Stadt Radeberg besitzt einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan. Darin ist das Plangebiet als 
Wohnbaufläche bzw. Grünfläche dargestellt. Die 3. Änderung des Bebauungsplans „Gebiet am Forel-
lenweg“ wird somit aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 BauGB entwi-
ckelt. 
 
Die Plangebietsflächen der 3. Änderung des B-Plans dürfen bereits gegenwärtig nach Maßgabe der 
Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans „Gebiet am Forellenweg“, 2. Änderung baulich 
genutzt werden.  
 

3 PLANGEBIET 
Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplans wird gegenüber der rechtskräftigen Fassung 
nicht verändert, so dass die 3. Änderung des B-Plans die derzeit rechtswirksame 2. Änderung des 
Bebauungsplans „Gebiet am Forellenweg“ ersetzt.  
 

4 STÄDTEBAULICHE KONZEPTION / BEGRÜNDUNG DER 3. ÄNDERUNG 
DES B-PLANS 

Auf Grund verschiedener Anregungen, Hinweise und Widersprüche der Grundstückseigentümer im 
hinteren Drittel des Forellenweges im Bereich angrenzend an den Forellenwald in der Phase der Aus-
führungsplanung, hat die Stadt Radeberg geprüft, ob es Möglichkeiten gibt, die momentan schon im 
absoluten Mindestmaß geplante öffentliche Verkehrsfläche noch weiter zu reduzieren und trotzdem 
die baurechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung aller Grundstücke angrenzend des Forellenwe-
ges als reines bzw. allgemeines Wohngebiet zu sichern. 
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Es wurde entschieden, die Länge der Stichstraße und damit die öffentliche Straßenverkehrsfläche zu 
reduzieren und diese an der Flurstücksgrenze zwischen Flurstück 240g und 240/27 Gemarkung 
Liegau – Augustusbad mit einer Wendeanlage abzuschließen. Es wird der gleiche Wendeanlagentyp 
wie in der Satzung zur 2. Änderung des B – Planes „Gebiet am Forellenweg“, hier überlagernd mit der 
festgesetzten Bewegungsfläche Feuerwehr auf Flurstück 240g Gemarkung Liegau – Augustusbad 
eingeordnet. Diese Wendeanlage ist für folgende Bemessungsfahrzeuge ausgelegt: zweiachsiges 
Müllfahrzeug, Feuerwehr und LKW bis 16 t. Die Baugrenzen auf Flurstück 240g müssen geringfügig 
dem Wendehammer folgend, angepasst werden. 
 
Zwischen der öffentlichen Straßenverkehrsfläche und den Waldwegen des Forellenwaldes wird ein 
öffentlicher Fußweg als Verbindung zu den weiterführenden Waldwegen im Bereich des Forellenwe-
ges festgesetzt. 
 
Dieser öffentliche Fußweg wird überlagert mit einem 3 m breiten Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten 
der anliegenden Flurstücke 240k, 240/27, 240/21, 240/8, 674/2 und 240/10 Gemarkung Liegau – Au-
gustusbad. Dieses Fahr- und Leitungsrecht wird rechtlich gesichert. 
 
Zur Sicherung der Feuerwehrzufahrt wird die textliche  Festsetzung 2.2.1 wie folgt ergänzt: 
 
„2.2.1 Grundstückseinfriedungen 
Grundstückseinfriedungen dürfen max. 1,50 m hoch sein. Mauern und Sockel sind nicht zulässig. 
Einfriedungen, Hecken und sonstige Bauteile von Garagen, Carports, Nebenanlagen und bauli-
chen Anlagen entlang des Forellenweges im Bereich der Flurstücke 674/2, 240/10, 631, 240/8 und 
619a müssen einen Abstand von mindestens 0,50 m zur Verkehrsfläche und zum Fahr- und Lei-
tungsrecht, zum Zweck der Nutzung des Forellenweges als Feuerwehrzufahrt aufweisen. …“ 
 
Bei Gebäuden, die ganz oder in Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt 
liegen, werden neben den erforderlichen Zu- und Durchfahrten auch Bewegungsflächen für die Feu-
erwehr auf privatem Grundstück durch die Bauherren hergestellt, wenn diese aus Gründen des Feu-
erwehreinsatzes erforderlich sind. 
 
Alle übrigen bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des rechtskräftigen 
B-Plans bleiben, soweit sie den Geltungsbereich der 2. Änderung des B-Plans, betreffen, unverändert 
bestehen.  
 

5 FLÄCHENBILANZ DER 3. ÄNDERUNG DES B-PLANS 
Durch die 3. Änderung des Bebauungsplans ergeben sich in geringem Umfang Änderungen der Flä-
chengrößen der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, der Bewegungsflächen für die Feu-
erwehr sowie der Wohnbauflächen. 
 

6 BEURTEILUNG DER AUSWIRKUNGEN DER 3. ÄNDERUNG DES B-PLANS 
Durch die Verkürzung der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung bei gleichzeitigem Ersatz 
durch ein Fahr- und Leitungsrecht bleibt die Erschließung der Baugrundstücke am Forellenweg im 
bisherigen Umfang gesichert.  
 
Die erforderliche Rücknahme der Baugrenze auf Flst. 240 g Gemarkung Liegau-Augustusbad 
schränkt die Bebaubarkeit des Grundstückes nur unwesentlich ein. Die bauliche Nutzung als allge-
meines Wohngebiet wird nicht beeinträchtigt. 
 
Umweltrelevante Auswirkungen sind durch die 3. Änderung des Bebauungsplans nicht zu erwarten. 
 
Da durch die vorgesehenen Änderungen der Verkehrsfläche die Grundzüge der Planung nicht berührt 
sind, wird die Planänderung im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. 
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